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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1961 Ausgegeben am 24. Oktober 1961 72. Stuck

243. Kundmachung: Beitritt Australiens zum Staatsvertrag betreffend die Wiederherstellung eines unabhängigen
und demokratischen Österreich.

2 4 4 . Kundmachung: Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Abkommen über die Besteuerung von
Straßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch im internationalen Verkehr.

2 4 5 . Übereinkommen über Lufttüchtigkeitszeugnisse eingeführter Luftfahrzeuge.
2 4 6 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Französischen Republik zur Vermeidung der

Doppelbesteuerung sowie über gegenseitige Hilfeleistung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Erbschaftssteuern.

2 4 7 . Notenwechsel über die Abänderung des Abkommens, betreffend die Aufhebung des Paßzwanges zwischen
Österreich und Luxemburg.

2 4 3 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 13. September 1961 über den Bei-
tritt Australiens zum Staatsvertrag betreffend
die Wiederherstellung eines unabhängigen

und demokratischen Österreich.

Nach einer Mitteilung des sowjetischen Außen-
ministeriums wurde die Beitrittsurkunde Austra-
liens zum Staatsvertrag betreffend die
Wiederherstellung eines unabhängigen und
demokratischen Österreich, BGBl. Nr. 152/1955,
am 10. August 1961 bei der Regierung der
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken hin-
terlegt.

Gemäß Artikel 37 des Staatsvertrages ist der
Beitritt Australiens am 10. August 1961 rechts-
wirksam geworden.

Gorbach

2 4 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 26. September 1961, betreffend
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland
zum Abkommen über die Besteuerung von
Straßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch

im internationalen Verkehr.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen ist seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 209/1961 die Bundesrepublik Deutsch-
land dem Abkommen über die Besteuerung von
Straßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch im
internationalen Verkehr, BGBl. Nr. 170/1959,
beigetreten.

Das Abkommen wird für die Bundesrepublik
Deutschland am 5. Oktober 1961 in Kraft treten.

Gorbach

245.

Der Bundespräsident der Republik Österreich erklärt das Übereinkommen über Lufttüchtig-
keitszeugnisse eingeführter Luftfahrzeuge, welches also lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
über Lufttüchtigkeitszeug-
nisse eingeführter Luftfahr-

zeuge

DIE UNTERZEICHNER-
STAATEN DIESES ÜBEREIN-
KOMMENS,

IN DER ERWÄGUNG, daß
das in Chikago am 7. Dezember
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1944 unterzeichnete Abkommen
über die Internationale Zivil-
luftfahrt gewisse Bestimmungen
über Lufttüchtigkeitszeugnisse
enthält,

IN DER ERWÄGUNG, daß
dessenungeachtet kein Überein-
kommen über die Ausstellung
und Anerkennung von Luft-
tüchtigkeitszeugnissen für Luft-
fahrzeuge vorliegt, die von
einem Staat in einen anderen
eingeführt werden,

IN DER ERWÄGUNG, daß
es wünschenswert ist, derartige
Abmachungen für diese Luft-
fahrzeuge zu treffen,

HABEN FOLGENDES VER-
EINBART:

Artikel 1

Dieses Übereinkommen findet
nur auf zivile Luftfahrzeuge An-
wendung, die im Hoheitsgebiet
eines Vertragsstaates gebaut
worden sind und von einem
Vertragsstaat in einen anderen
eingeführt werden, vorausge-
setzt, daß diese Luftfahrzeuge:

a) in Übereinstimmung mit
den im Herstellerstaat an-
wendbaren Gesetzen und
sonstigen Vorschriften
über Lufttüchtigkeit ge-
baut worden sind;

b) den anwendbaren Min-
destanforderungen über
Lufttüchtigkeit entspre-
chen, die auf Grund des
Abkommens über die In-
ternationale Zivilluftfahrt
aufgestellt worden sind;

c) den Anforderungen der
Betriebsvorschriften des
Einfuhrstaates entsprechen
können; und

4) allen anderen besonderen
Bedingungen genügen, die
nach Artikel 4 dieses
Übereinkommens bekannt-
gegeben werden.

Artikel 2

(1) Erhält ein Vertragsstaat
einen Antrag auf Ausstellung
eines Lufttüchtigkeitszeugnisses
für ein Luftfahrzeug, das in sein
Hoheitsgebiet eingeführt wor-
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den ist oder eingeführt wird
und in der Folge in sein Register
eingetragen werden soll, so muß
er vorbehaltlich der anderen
Bestimmungen dieses Überein-
kommens entweder:

a) das vorliegende Lufttüch-
tigkeitszeugnis dieses Luft-
fahrzeuges anerkennen,
oder

b) ein neues Zeugnis ausstel-
len.

(2) Entscheidet sich jedoch die-
ser Staat für die Ausstellung
eines neuen Zeugnisses, so kann
er bis zu dessen Ausstellung das
vorliegende Zeugnis für einen
Zeitraum gültig erklären, der
sechs Monate oder die Gültig-
keitsdauer des vorliegenden
Zeugnisses nicht überschreitet,
je nachdem, welcher Zeitraum
der kürzere ist.

Artikel 3

Jedem Antrag auf Ausstellung
oder Gültigerklärung eines
Lufttüchtigkeitszeugnisses nach
Artikel 2 sind die in dem An-
hang zu diesem Übereinkom-
men angeführten Unterlagen
beizufügen.

Artikel 4

Ein Vertragsstaat, an den ein
Antrag nach Artikel 2 dieses
Übereinkommens gerichtet wor-
den ist, kann die Gültigerklä-
rung des Zeugnisses von der Er-
füllung besonderer Bedingungen
abhängig machen, die jeweils für
die Ausstellung seiner eigenen
Lufttüchtigkeitszeugnisse gelten
und die allen Vertragsstaaten
bekanntgegeben worden sind.
Die Ausübung dieses Rechts un-
terliegt der vorhergehenden
Konsultation:

a) mit dem Staat, der das
gültige Lufttüchtigkeits-
zeugnis für das betreffende
Luftfahrzeug ausgestellt
hat, und

b) auf Ersuchen dieses Staates
auch mit dem Staat, in des-
sen Hoheitsgebiet das Luft-
fahrzeug gebaut wurde.
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Artikel 5

(1) Jeder Vertragsstaat behält
sich das Recht vor, die Ausstel-
lung oder Gültigerklärung eines
Lufttüchtigkeitszeugnisses für
ein Luftfahrzeug, das in sein
Hoheitsgebiet eingeführt wor-
den ist oder eingeführt wird,
aufzuschieben, wenn:

a) es sich zeigt, daß das
Luftfahrzeug nach weni-
ger strengen Richtlinien
gewartet worden ist als
denjenigen, die üblicher-
weise in diesem Staat gel-
ten;

b) es sich zeigt, daß das Luft-
fahrzeug Merkmale auf-
weist, die für diesen Staat
unannehmbar sind;

c) es sich zeigt, daß das Luft-
fahrzeug nicht den im
Herstellerstaat anwend-
baren Gesetzen und son-
stigen Vorschriften über
Lufttüchtigkeit entspricht;
oder

d) ein Luftfahrzeug, auf das
sich Artikel 1, Buchstabe c)
dieses Übereinkommens
bezieht, gegenwärtig nicht
den Anforderungen der
Betriebsvorschriften des
Einfuhrstaates entsprechen
kann.

(2) In den in Absatz 1, Buch-
staben a), b) und c) genannten
Fällen kann jeder Vertragsstaat
die Ausstellung oder Gültiger-
klärung eines Lufttüchtigkeits-
zeugnisses auch verweigern,
nachdem er den Staat, der das
vorliegende Lufttüchtigkeits-
zeugnis ausgestellt hat und, falls
dieser es verlangt, auch den
Staat, in dessen Hoheitsgebiet
das Luftfahrzeug gebaut wurde,
konsultiert hat.

Artikel 6

Ein Vertragsstaat, der ein
I.ufttüchtigkeitszeugnis nach den
Bestimmungen des Artikels 2
dieses Übereinkommens für gül-
tig erklärt, muß bei Ablauf der
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Gültigkeitsdauer entweder die
Gültigkeit des vorliegenden
Zeugnisses nach den für die Ver-
längerung seiner eigenen Zeug-
nisse geltenden Bestimmungen
verlängern oder ein neues Zeug-
nis ausstellen. Nichtsdestoweni-
ger kann sich dieser Staat vorher
an den Staat, in dessen Hoheits-
gebiet das betreffende Luftfahr-
zeug gebaut wurde, oder an je-
den Vertragsstaat, in dem das
Luftfahrzeug früher eingetragen
war, wenden.

Artikel 7

Jeder Vertragsstaat unterrich-
tet die anderen Vertragsstaaten
soweit wie möglich vollständig
und fortlaufend über seine Ge-
setze und sonstigen Vorschriften
über Lufttüchtigkeit, einschließ-
lich ergänzender Betriebsvor-
schriften sowie über alle von
Zeit zu Zeit vorgenommenen
Änderungen. Er gibt auch auf
Ersuchen eines Vertragsstaates,
der die Bestimmungen des Ar-
tikels 2 dieses Übereinkommens
anzuwenden beabsichtigt, soweit
wie möglich Einzelheiten seiner
Gesetze und sonstigen die Luft-
tüchtigkeit betreffenden Vor-
schriften bekannt, auf Grund
welcher er ein Lufttüchtigkeits-
zeugnis ausgestellt oder für gül-
tig erklärt hat.

Artikel 8

Ein Vertragsstaat, in dessen
Hoheitsgebiet ein Luftfahrzeug
gebaut und aus dem es in einen
anderen Vertragsstaat ausge-
führt wird, der in der Folge
dieses Luftfahrzeug nach Ar-
tikel 2 dieses Übereinkommens
mit einem gültigen Lufttüchtig-
keitszeugnis versieht,

a) teilt allen anderen Ver-
tragsstaaten Einzelheiten
der zwingend vorgeschrie-
benen Änderungen und
Nachprüfungen mit, die
jederzeit von ihm für die-
ses Luftfahrzeugmuster ge-
fordert werden können;
und
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b) übermittelt soweit wie
möglich jedem Vertrags-
staat auf Ersuchen Aus-
künfte und Stellungnah-
men betreffend:

i) die Bedingungen für
die erstmalige Aus-
stellung des Lufttüch-
tigkeitszeugnisses für
dieses Luftfahrzeug
und

ii) größere Instandset-
zungen, die nicht auf
Grund der in dem
Wartungshandbuch
enthaltenen Instand-
setzungsvorschriften
für dieses Luftfahr-
zeugmuster oder durch
den Einbau von Er-
satzteilen durchge-
führt werden können.

Artikel 9

Das bei der Anwendung der
Bestimmungen dieses Überein-
kommens zu befolgende Ver-
fahren kann Gegenstand unmit-
telbarer Mitteilungen zwischen
den in jedem Vertragsstaat mit
der Ausstellung oder Gültiger-
klärung, von Lufttüchtigkeits-
zeugnissen befaßten zuständigen
Behörden sein. Die Entschei-
dung eines Vertragsstaates über
die Auslegung oder Anwendung
seiner eigenen Gesetze und son-
stigen Vorschriften über Luft-
tüchtigkeit ist für die Zwecke
dieses Übereinkommens endgül-
tig und für jeden anderen Ver-
tragsstaat bindend.

Artikel 10

(1) Dieses Übereinkommen
steht den Mitgliedstaaten der
Europäischen Zivilluftfahrtkon-
ferenz zur Unterzeichnung offen.

(2) Es bedarf der Ratifikation
durch die Unterzeichnerstaaten
oder ihrer Genehmigung in
Übereinstimmung mit ihren
verfassungsmäßigen Verfahren.

(3) Die Ratifikationsurkunden
werden bei der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation hinter-
legt.
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Artikel 11

(1) Sobald zwei der Unter-
zeichnerstaaten ihre Ratifika-
tionsurkunden zu diesem Über-
einkommen hinterlegt haben,
tritt es zwischen ihnen am drei-
ßigsten Tag nach Hinterlegung
der zweiten Ratifikationsur-
kunde in Kraft. Für jeden Staat,
der seine Ratifikationsurkunde
nach diesem Zeitpunkt hinter-
legt, tritt es am dreißigsten Tag
nach dem Zeitpunkt der Hinter-
legung dieser Urkunde in Kraft.

(2) Sobald dieses Überein-
kommen in Kraft tritt, wird es
durch den Generalsekretär der
Internationalen Zivilluftfahrt-
organisation bei den Vereinten
Nationen registriert.

Artikel 12

(1) Dieses Übereinkommen
bleibt sechs Monate nach seinem
Inkrafttreten zur Unterzeich-
nung offen. Danach ist es für
jeden Nichtunterzeichnerstaat,
der Mitglied der Europäischen
Zivilluftfahrtkonferenz ist, zum
Beitritt offen. Zwei Jahre nach
seinem ursprünglichen Inkraft-
treten steht es auch Mitglied-
staaten der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation, die
nicht Mitglieder der Europä-
ischen Zivilluftfahrtkonferenz
sind, zum Beitritt offen.

(2) Der Beitritt eines Staates
erfolgt durch Hinterlegung einer
Beitrittsurkunde bei der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorgani-
sation und wird am dreißigsten
Tag nach dem Zeitpunkt der
Hinterlegung wirksam.

Artikel 13

(1) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Übereinkommen durch
schriftliche Notifikation an den
Präsidenten der Europäischen
Zivilluftfahrtkonferenz und an
die Internationale Zivilluft-
fahrtorganisation kündigen.

(2) Die Kündigung wird am
dreißigsten Tag nach Eingang
der Kündigungsanzeige bei der
Internationalen Zivilluftfahrt-
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Organisation wirksam und be-
zieht sich nur auf den kündigen-
den Staat, jedoch mit der Ein-
schränkung, daß:

a) die Bestimmungen des Ar-
tikels 8 dieses Überein-
kommens nach dem Wirk-
samwerden der Kündi-
gung noch fünf Jahre in
bezug auf Luftfahrzeuge
in Kraft bleiben, für die
ein Lufttüchtigkeitszeug-
nis nach den Bestim-
mungen dieses Überein-
kommens für gültig er-
klärt oder ausgestellt wor-
den ist;

b) die Bestimmungen der Ar-
tikel 1 bis 7 und 9 nach
dem Wirksamwerden der
Kündigung noch zwei
Jahre in bezug auf Luft-
fahrzeuge in Kraft bleiben,
für die vor diesem Zeit-
punkt ein Antrag auf
Gültigerklärung oder Aus-
stellung eines Lufttüchtig-
keitszeugnisses nach den
Bestimmungen dieses
Übereinkommens gestellt
worden ist.

Artikel 14

(1) Der Generalsekretär der
Internationalen Zivilluftfahrt-
organisation macht dem Präsi-
denten und allen Mitgliedstaaten
der Europäischen Zivilluftfahrt-
konferenz sowie allen anderen,
diesem Übereinkommen beige-
tretenen Staaten, Mitteilung:

a) von der Hinterlegung je-
der Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde sowie
dem Zeitpunkt der Hin-
terlegung, binnen fünf-
zehn Tagen nach diesem
Zeitpunkt; und

b) vom Eingang jeder Kün-
digungsanzeige sowie dem
Zeitpunkt des Eingangs,
binnen fünfzehn Tagen
nach diesem Zeitpunkt.

(2) Der Generalsekretär der
Internationalen Zivilluftfahrtor-
ganisation notifiziert auch dem
Präsidenten und den Mitglied-
staaten der Europäischen Zivil-
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luftfahrtkonferenz den Zeit-
punkt des Inkrafttretens des
Übereinkommens nach Arti-
kel 11, Absatz 1.

Artikel 15

(1) Ein Antrag auf Einberu-
fung einer Tagung der Vertrags-
staaten zur Prüfung etwaiger
Änderungen des Übereinkom-
mens kann frühestens zwölf
Monate nach Inkrafttreten die-
ses Übereinkommens von min-
destens fünfundzwanzig vom
Hundert (25%) der Vertrags-
staaten an die Internationale Zi-
villuftfahrtorganisation gerich-
tet werden. Die Internationale
Zivilluftfahrtorganisation beruft
eine solche Tagung im Einver-
nehmen mit dem Präsidenten
der Europäischen Zivilluftfahrt-
konferenz ein, nachdem sie die
Vertragsstaaten mindestens drei
Monate im voraus davon be-
nachrichtigt hat.

(2) Jede vorgeschlagene Än-
derung des Übereinkommens:
muß bei der vorgenannten Ta-
gung durch eine Mehrheit der
Vertragsstaaten angenommen
werden, wobei zwei Drittel der
Vertragsstaaten vertreten sein
müssen, damit die Tagung ab-
gehalten werden kann.

(3) Die Änderung tritt für die
Staaten, die sie ratifiziert haben,
nach Ratifikation durch die von
der vorgenannten Tagung be-
stimmte Anzahl von Vertrags-
staaten oder zu einem späteren,
gegebenenfalls von der Tagung
bestimmten Zeitpunkt in Kraft.

Artikel 16

Dieses Übereinkommen findet
auf alle Hoheitsgebiete des Mut-
terlandes der Vertragsstaaten
Anwendung. Jeder Vertragsstaat
kann bei der Hinterlegung sei-
ner Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde durch eine an den Ge-
neralsekretär der Internationa-
len Zivilluftfahrtorganisation
gerichtete Erklärung das oder
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die Hoheitsgebiete bestimmen,
die als sein Mutterland im Sinne
dieses Übereinkommens zu be-
trachten sind.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die hierzu gehörig bevoll-
mächtigten Unterzeichner dieses
Übereinkommen mit ihren Un-
terschriften versehen.

GESCHEHEN zu Paris, am
zweiundzwanzigsten April neun-
zehnhundertsechzig, in einer Ur-
schrift in englischer, französi-
scher und spanischer Sprache,
wobei jeder Wortlaut in glei-
cher Weise verbindlich ist.

Dieses Übereinkommen wird
bei der Internationalen Zivil-
luftfahrtorganisation hinterlegt,
und der Generalsekretär der
Organisation übermittelt allen
ihren Mitgliedstaaten beglau-
bigte Abschriften.
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A N H A N G ZUM ÜBEREIN-
KOMMEN

Liste der Unterlagen

Die Unterlagen, die nach Ar-
tikel 3 des Übereinkommens,
dem dieser Anhang beigefügt ist,
vorgelegt werden müssen, sind:

a) ein Lufttüchtigkeitszeug-
nis, ausgestellt, erneuert
oder für gültig erklärt
innerhalb eines Zeitraumes
von 60 Tagen unmittelbar
vor dem Zeitpunkt, zu
dem der Antrag nach Ar-
tikel 2 des Übereinkom-
mens gestellt worden ist;

b) das Flughandbuch des be-
treffenden Luftfahrzeuges
oder ein Ersatz dafür, den
der entsprechende Anhang
zum Abkommen über die
Internationale Zivilluft-
fahrt für bestimmte Luft-
fahrzeugkategorien gestat-
tet; diese Unterlagen müs-
sen die Angaben in einer
Form enthalten, die es
dem Luftfahrzeug erlaubt,
den Betriebsvorschriften
und etwaigen diese Vor-
schriften ergänzenden Be-
grenzungen zu genügen,
die in dem künftigen Ein-
tragungsstaat in Kraft
sind, sofern nicht dieser
Staat ausdrücklich auf die-
ses Erfordernis verzichtet;

c) das Wartungshandbuch des
betreffenden Luftfahrzeu-
ges, das so zusammenge-
stellt ist, daß es für die
Aufrechterhaltung der
Lufttüchtigkeit des Luft-
fahrzeuges hinreichend
Auskunft gibt;

d) eine Gewichtsliste, die das
ermittelte „Leergewicht"
des betreffenden Luftfahr-
zeuges und den entspre-
chenden Schwerpunkt so-
wie die Grenzen angibt,
innerhalb derer der
Schwerpunkt verlagert
werden kann. Dieses
„Leergewicht" umfaßt das
Gewicht des festen Bal-
lastes, des unverbrauch-
baren Kraftstoffs, des nicht



1266 72. Stück — Ausgegeben am 24. Oktober 1961 — Nr. 245

ablaßbaren Öls, der Ge-
samtmenge der Motor-
kühlstoffe und der hy-
draulischen Flüssigkeit so-
wie das Gewicht allen Zu-
behörs, aller Instrumente,
Ausrüstung und Geräte
(einschließlich der Funk-
ausrüstung und ihrer Ge-
häuse und anderer Teile,
die als fest und unbeweg-
lich angesehen werden).
Die Gewichtsliste enthält
ferner eine Liste des Zu-
behörs, der Ausrüstung,
der Geräte und anderer
Teile, die als beweglich an-
gesehen werden, sowie
Einzelheiten über ihr Ge-
wicht und ihren Abstand
zum angegebenen Schwer-
punkt; und

e) solche Prüfungs- und War-
tungsberichte, die notwen-
dig sind, um es dem künf-
tigen Eintragungsstaat zu
ermöglichen, festzustellen,
ob das Luftfahrzeug den
Lufttüchtigkeitsanforde-
rungen dieses Staates ge-
nügen kann.

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
in diesem Übereinkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und
vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 8. Juli 1961.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Österreich hat seine Ratifikationsurkunde gemäß Artikel 10 Absatz 3 am 25. Juli 1961 bei
der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation hinterlegt. Außer Österreich hat Schweden seine
Ratifikationsurkunde zu diesem Übereinkommen hinterlegt.

Das Übereinkommen ist zwischen Österreich und Schweden gemäß Artikel 11 Absatz 1 am
24. August 1961 in Kraft getreten.

Gorbach
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246.

Nachdem das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Französischen Republik
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung sowie über gegenseitige Hilfeleistung auf dem Gebiete
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Erbschaftssteuern, welches also lautet:

Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der
Französischen Republik zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung sowie über gegenseitige
Hilfeleistung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen sowie

der Erbschaftssteuern.

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Französischen Republik
sind, von dem Wunsche geleitet, auf dem Gebiete
der Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mögen sowie der Erbschaftssteuern die Doppel-
besteuerung nach Möglichkeit zu vermeiden und
die gegenseitige Hilfeleistung zu regeln, überein-
gekommen, ein Abkommen abzuschließen. Zu
diesem Zwecke haben zu ihren Bevollmächtigten
ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Sektionschef Dr. Josef Stangelberger

und

Herrn Ministerialrat Dr. Otto Watzke

im Bundesministerium für Finanzen.

Der Präsident der Französischen Republik:
S. E. Herrn Etienne de Crouy-Chanel
außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-

schafter.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten folgendes vereinbart:

I. ABSCHNITT

Zweck und Umfang des Abkommens

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen soll den Steuerpflichtigen
der beiden Staaten Schutz vor der Doppel-
besteuerung gewähren, die sich ergeben könnte
aus der gleichzeitigen Anwendung der französi-
schen und der österreichischen Gesetze über:

a) die Steuern vom Einkommen (Gesamtein-
kommensteuer und Steuern von den ein-
zelnen Einkünften) und vom Vermögen
(allgemeine Vermögensteuer und Steuern
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von den einzelnen Vermögensarten) ein-
schließlich der Steuern auf Gewinne aus
der Veräußerung von beweglichem oder un-
beweglichem Vermögen sowie vom Wert-
oder Vermögenszuwachs;

b) die Erbschaftssteuern, welche auf den Nach-
laß von Personen erhoben werden, die im
Zeitpunkt ihres Todes ihren Wohnsitz in
einem der beiden Staaten hatten, sei es, daß
diese Steuern vom gesamten Nachlaß oder
von Teilen desselben erhoben werden. Die
Bestimmungen dieses Abkommens finden
jedoch keine Anwendung auf die Be-
steuerung von Verfügungen unter Lebenden
in Form von Schenkungen oder Zweck-
zuwendungen, sofern diese nicht zur Gänze
wie Erbschaften behandelt werden.

(2) Das Abkommen bezieht sich auf die für
Rechnung eines der beiden Staaten, ihrer Länder,
Departements, Bezirke, Gemeinden oder der Ge-
meindeverbände erhobenen Steuern. Als solche
gelten:

1. in der Französischen Republik:

a) die Steuer vom Einkommen natürlicher
Personen: Proportionalsteuer und progres-
sive Zusatzsteuer (impôt sur le revenu des
personnes physiques; taxe proportionnelle
et surtaxe progressive);

b) die Steuer von Gewinnen von Gesellschaften
und anderen juristischen Personen (impôt
sur les bénéfices des sociétés et autres per-
sonnes morales);

c) die Pauschalabgabe von bestimmten Ein-
nahmen nicht gewerblicher Berufe (verse-
ment forfaitaire sur certaines recettes des
professions non commerciales);

d) die Lehrlingsabgabe (taxe d'apprentissage);
e) die Spezialsteuer vom Mehrwert von An-

leihen (impôt spécial sur la plus value de
réévaluation provenant des emprunts);

f) die Grundsteuer für bebautes und unbe-
bautes Grundvermögen (contribution fon-
cière des propriétés bâties et contribution
foncière des propriétés non bâties);

g) die Patentabgabe (contribution des pa-
tentes);

h) die Erbschaftssteuer einschließlich der durch
Artikel 1 des Gesetzes No 56-639 vom
30. Juni 1956 eingeführten Sondersteuer
(impôt sur les successions, y compris la
taxe spéciale instituée par l'article premier
de la loi No 56-639 du 30 juin 1956).

2. in der Republik Österreich:

a) die Einkommensteuer;
b) die Körperschaftsteuer;
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c) die Vermögensteuer;
d) der Beitrag vom Einkommen zur Förde-

rung des Wohnbaues und für Zwecke des
Familienlastenausgleiches ;

e) die Aufsichtsratsabgabe;

f) die Gewerbesteuer (einschließlich Lohn-
summensteuer) ;

g) die Grundsteuer;
h) die Erbschafts- und Schenkungssteuer.

(3) Die Bestimmungen dieses Abkommens sind
auf jede andere ihrem Wesen nach gleiche oder
ähnliche Steuer anzuwenden, die nach seiner
Unterzeichnung von einem der Vertragstaaten
eingeführt wird.

(4) Allfällige Zweifel über die Frage, auf welche
Steuern das Abkommen Anwendung zu finden
habe, werden die obersten Verwaltungsbehörden
der beiden Staaten im Einvernehmen klären.

(5) Die in diesem Abkommen genannten
obersten Verwaltungsbehörden sind französischer-
seits das Finanzministerium (Generaldirektion
der Steuern) und österreichischerseits das Bundes-
ministerium für Finanzen.

Artikel 2

Die Bestimmungen dieses Abkommens schrän-
ken die Begünstigungen nicht ein, die den Steuer-
pflichtigen nach der Gesetzgebung jedes der
beiden Staaten oder auf Grund von zwischen-
staatlichen Abmachungen zukommen.

II. ABSCHNITT

Steuern vom Einkommen und vom Vermögen

Artikel 3

(1) Soweit dieses Abkommen nichts anderes
anordnet, werden Einkommen und Vermögen
nur in dem Staat besteuert, in dem die Person,
der das Einkommen zufließt oder das Vermögen
zusteht, ihren Wohnsitz hat.

(2) Im Sinne dieses Abkommens und für dessen
Anwendung gilt der Wohnsitz einer natürlichen
Person als in dem Staat gelegen, in dem sie ihre
ständige Wohnstätte hat.

(s) Besitzt eine natürliche Person eine ständige
Wohnstätte in beiden Staaten, so gilt als Wohn-
sitz der Ort , an dem sich der Mittelpunkt ihrer
Lebensinteressen befindet, das heißt der Ort, zu
dem die stärksten persönlichen und geschäftlichen
Beziehungen bestehen.
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(4) Liegen die Voraussetzungen der Absätze 2
oder 3 in keinem der beiden Staaten vor, so gilt
der Wohnsitz einer natürlichen Person als in dem
Staate gelegen, in dem sie sich vorwiegend auf-
hält.

(5) Bei juristischen Personen gilt als Wohnsitz
im Sinne dieses Abkommens und für dessen An-
wendung der Or t ihrer tatsächlichen Geschäfts-
leitung oder, wenn sich diese Geschäftsleitung in
keinem der beiden Vertragstaaten befindet, der
Or t ihres Sitzes.

(6) Bestehen Zweifel darüber, in welchem der
beiden Staaten eine Person ihren Wohnsitz hat,
wird diese Frage im Wege des Einvernehmens
zwischen den obersten Verwaltungsbehörden der
beiden Staaten geregelt werden.

Artikel 4

(1) Einkünfte, die nach den Bestimmungen die-
ses Abkommens der Besteuerung in einem der
beiden Staaten unterliegen, dürfen, vorbehaltlich
der Bestimmungen des Artikels 17, im anderen
Staat auch nicht durch Abzug an der Quelle be-
steuert werden.

(2) Dieses Abkommen beschränkt nicht die Be-
fugnis der beiden Staaten, die Steuern auf die
ihnen zur ausschließlichen Besteuerung zugewie-
senen Teile eines Einkommens oder Vermögens
zu den dem Gesamteinkommen oder Gesamt-
vermögen des Steuerpflichtigen entsprechenden
Sätzen zu berechnen.

Artikel 5

(1) Unbewegliches Vermögen (einschließlich des
Zubehörs sowie des einem land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieb dienenden lebenden und
toten Inventars) und Einkünfte daraus (mit Ein-
schluß des Ertrages aus land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben) werden nur in dem Staat
besteuert, in dem sich dieses Vermögen befindet.

(2) Als unbewegliches Vermögen werden auch
Hechte angesehen, auf welche die privatrecht-
lichen Vorschriften über Grundstücke Anwen-
dung finden, wie der Fruchtgenuß an unbeweg-
lichem Vermögen, das Recht auf feste oder ver-
änderliche Vergütungen für die Nutzung von
Mineralvorkommen, Ölquellen, Mineralquellen
und anderen Bodenschätzen, ausgenommen For-
derungen jeder Art, die durch unbewegliches Ver-
mögen gesichert sind.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gel-
ten für die durch Verwaltung, unmittelbare Nu t -
zung, Vermietung, Verpachtung oder jede andere
Art der Nutzung des unbeweglichen Gutes erziel-
ten Einkünfte (zum Beispiel Erdöl-Bruttoanteile).
Diese Vorschriften gelten in gleicher Weise für
Einkünfte, die bei der Veräußerung von unbe-
weglichem Vermögen, gegebenenfalls mit Ein-
schluß des mitveräußerten Zubehörs oder des
mitveräußerten, einem land- oder forstwirtschaft-
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lichen Betrieb dienenden lebenden und toten In-
ventars, erzielt werden. Dieselben Regeln sind auf
unbewegliches Vermögen der in den Absätzen 1
der Artikel 6 und 8 bezeichneten Unternehmen
anzuwenden.

(4) Was als unbewegliches Vermögen oder als
Zubehör gilt und was als dem unbeweglichen
Vermögen gleichgestellte Berechtigung oder als
Nutzungsrecht anzusehen ist, beurteilt sich nach
den Gesetzen des Staates, in dem der betreffende
Gegenstand oder der Gegenstand, auf den sich
das in Rede stehende Recht bezieht, liegt.

Artikel 6

(1) Betriebe von Handel, Industrie und Ge-
werbe jeder Art sowie Einkünfte daraus, mit Ein-
schluß der bei der Veräußerung des Betriebes
oder eines Teiles davon erzielten Gewinne, wer-
den nur in dem Staat besteuert, in dessen Gebiet
das Unternehmen eine Betriebstätte im Sinne
des Artikels 7 hat. Dies gilt auch dann, wenn das
Unternehmen seine Tätigkeit auf das Gebiet des
anderen Staates erstreckt, ohne dort eine solche
Betriebstätte zu haben.

(2) Unterhält das Unternehmen Betriebstätten
in beiden Staaten, so wird jeder Staat nur das
Vermögen besteuern, das der auf seinem Gebiet
befindlichen Betriebstätte dient, und nur die Ein-
künfte, die durch diese Betriebstätte erzielt wer-
den.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 wird ein ange-
messener Anteil an den allgemeinen Unkosten
des Hauptsitzes auf die Ergebnisse der verschiede-
nen Betriebstätten angerechnet. Zu diesem Zweck
werden bei der Festsetzung der Gewinne einer
Betriebstätte alle billigerweise der Betriebstätte
zurechenbaren Auslagen, mit Einschluß von Ge-
schäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungs-
kosten, zum Abzug zugelassen. Die obersten Ver-
waltungsbehörden werden, soweit nötig, von Fall
zu Fall oder für bestimmte Gruppen von Fällen
über die Teilung der Besteuerungszuständigkeit
besondere Vereinbarungen treffen.

(4) Das besteuerte Einkommen darf nicht höher
sein als der Betrag der von der Betriebstätte er-
zielten Gewinne aus Industrie, Handel oder Ge-
werbe, gegebenenfalls einschließlich der Gewinne
oder des Nutzens, die mittelbar aus der Betrieb-
stätte gezogen oder Aktionären, sonstigen Betei-
ligten oder diesen nahestehenden Personen zuge-
wendet oder gewährt worden sind, sei es durch
Festsetzung unangemessener Preise, sei es durch
eine andere Begünstigung, die einem Dritten
nicht zugestanden worden wäre.

(5) Wenn ein Unternehmen in einem der bei-
den Staaten vermöge seiner Beteiligung an der
Verwaltung oder am Kapital eines Unternehmens
im anderen Staate diesem Unternehmen in den
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gegenseitigen geschäftlichen oder finanziellen Be-
ziehungen andere Bedingungen gewährt oder auf-
erlegt, als sie einem fremden Unternehmen ge-
währt würden, so können alle Gewinne, die
ordentlicherweise in der Bilanz eines der Unter-
nehmen zu erscheinen hätten, jedoch in der ge-
nannten Weise auf das andere Unternehmen
übertragen worden sind, unter Vorbehalt der ein-
schlägigen Rechtsmittel und des Verständigungs-
verfahrens nach Artikel 25, den der Steuer unter-
liegenden Gewinnen des ersten Unternehmens
zugerechnet werden.

(6) Vermögen und Gewinne von Versicherungs-
unternehmen, die in beiden Staaten Betriebstätten
unterhalten, können im Verhältnis der der Be-
triebstätte zugehörigen Rohprämieneinnahmen
zu den gesamten Rohprämieneinnahmen des Un-
ternehmens aufgeteilt werden.

(7) Beteiligungen an Unternehmen, die in der
Form von Gesellschaften des bürgerlichen Rech-
tes, von offenen Handelsgesellschaften oder. Kom-
manditgesellschaften errichtet sind, ferner die
Beteiligungen an „sociétés de fait" oder an
„associations en participation" des französischen
Rechts oder an stillen Gesellschaften des öster-
reichischen Rechts sowie die Einkünfte, die aus
diesen Beteiligungen oder Rechten stammen, sind
nur in dem Staat der Steuer unterworfen, in dem
das in Rede stehende Unternehmen eine Betrieb-
stätte unterhält. Gegebenenfalls sind die Bestim-
mungen des Absatzes 2 dieses Artikels entspre-
chend anzuwenden.

Artikel 7

(1) Betriebstätte im Sinne dieses Abkommens
ist eine ständige Geschäftseinrichtung des Unter-
nehmens, in der die Tätigkeit dieses Unterneh-
mens ganz oder teilweise ausgeübt wird.

(2) Als Betriebstätten sind insbesondere anzu-
sehen:, der Sitz des Unternehmens, der O r t der
tatsächlichen Geschäftsleitung, die Zweignieder-
lassungen, die Fabrikations- und Werkstätten, die
Verkaufstellen, die Warenlager und andere Han-
delsstätten, die den Charakter einer ständigen
Geschäftseinrichtung haben, sowie ständige Ver-
tretungen.

(3) Dagegen können nicht als Betriebstätten an-
gesehen werden:

a) zur Erstellung eines bestimmten Werkes
errichtete und nur diesem Zweck dienende
Baustellen, wenn die Ausführung des Wer-
kes nicht länger als ein Jahr dauert;

b) das Unterhalten von Geschäftsbeziehungen
lediglich durch einen völlig unabhängigen,
selbständig auftretenden und im eigenen
Namen handelnden Vertreter (Kommissio-
när, Makler u. dgl.);

c) das Unterhalten eines Vertreters, der zwar
ständig für ein Unternehmen des einen
Staates in dem Gebiete des anderen Staates
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tätig ist, aber lediglich Geschäfte vermittelt,
ohne zum Abschluß von Geschäften im Na-
men und für Rechnung des Vertretenen be-
vollmächtigt zu sein (Vermittlungsagent);

d) die Tatsache, daß ein Vertreter im Sinne
von lit. b oder c ein Muster-, Konsigna-
tions- oder Auslieferungslager des vertrete-
nen Unternehmens unterhält, es sei denn,
daß die durch diesen Vertreter empfange-
nen Bestellungen in der Regel aus einem
solchen von ihm selbst verwalteten Lager
ausgeführt werden;

e) die Lagerung von Waren eines Unterneh-
mens des einen Staates bei einem solchen
des anderen Staates zum Zwecke der Ver-
arbeitung und nachherigen Versendung so-
wie die Verarbeitung selbst und Versen-
dung durch den Verarbeiter. Auch in Fällen
dieser Art wird jedoch eine Betriebstätte
des auftraggebenden Unternehmens be-
gründet, wenn dieses beim Verarbeiten eine
ständige Geschäftseinrichtung unterhält;

f) die Beteiligung an einem gesellschaftlichen
Unternehmen durch den Besitz von Aktien,
Kuxen, Genußscheinen, Obligationen mit
Gewinnbeteiligung und sonstigen Wert-
papieren sowie von Anteilen an Genossen-
schaften und Gesellschaften mit beschränk-
ter Haftung,. und zwar auch dann nicht,
wenn mit dem Besitz ein Einfluß auf die
Leitung des Unternehmens verbunden ist
(zum Beispiel Verhältnis von Mutter- zu
Tochtergesellschaft).

(4) Für die Besteuerung ihrer Gewinne im Rah-
men von Artikel 6 wird für Versicherungsgesell-
schaften eine Betriebstätte in einem der beiden
Staaten von dem Zeitpunkt an als begründet
erachtet, in dem sie durch Vermittlung eines
Vertreters im Gebiete des genannten Staates
Prämien empfangen oder auf diesem Gebiete
gelegene Risken versichern.

Artikel 8

(1) Unternehmen der See-, Binnenschiffahrt
oder der Luftfahrt sowie die Einkünfte daraus
werden nur in dem Staat besteuert, in dem sich
die tatsächliche Geschäftsleitung des Unterneh-
mens befindet.

(2) Das gleiche gilt, wenn ein Unternehmen
der See-, Binnenschiffahrt oder der Luftfahrt
des einen Staates im Gebiet des anderen Staates
eine Agentur für die Beförderung von Personen
oder Waren betreibt. Dies gilt jedoch nur für
Tätigkeiten, die unmittelbar mit dem Betrieb der
See-, Binnenschiffahrt oder der Luftfahrt, ein-
schließlich des Zubringerdienstes, zusammenhän-
gen.
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(3) Die Bestimmungen der vorstehenden beiden
Absätze finden auch Anwendung, wenn ein Luft-
fahrtunternehmen eines der beiden Staaten sich
an einem Pool oder einer Betriebsgemeinschaft
beteiligt, deren Geschäftsleitung sich im Gebiet
des anderen Staates befindet.

Artikel 9

(1) Einkünfte aus freien Berufen von Personen,
die in einem der beiden Staaten ihren Wohnsitz
haben, werden im anderen Staat nur insoweit
besteuert, als der Erwerbende dort seine Berufs-
tätigkeit unter Benützung einer ihm regelmäßig
zur Verfügung stehenden ständigen Einrichtung
ausübt.

(2) Die in einem der beiden Staaten durch selb-
ständige Berufsausübung erzielten Einkünfte von
(Bühnen-, Radio-, Fernseh-, Film-) Schauspielern,
Musikern, Artisten, Sportlern u. dgl. werden je-
doch in diesem Staat ohne Rücksicht darauf be-
steuert, ob der Erwerbstätige hier eine der Be-
rufsausübung dienende und ihm regelmäßig zur
Verfügung stehende ständige Einrichtung be-
nützt.

(3) Das in ständigen Einrichtungen angelegte,
der Ausübung eines freien Berufes dienende be-
wegliche Vermögen unterliegt der Besteuerung
nur in dem Staat, in dem sich diese Einrichtungen
befinden.

(4) Als freier Beruf gilt insbesondere die selb-
ständige wissenschaftliche, künstlerische, schrift-
stellerische, unterrichtende oder erzieherische Er-
werbstätigkeit und die selbständige Erwerbstätig-
keit der Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten, In-
genieure, Wirtschaftstreuhänder, Bücherrevisoren,
Steuerberater und Patentanwälte.

Artikel 10

(1) Einkünfte aus unselbständiger Erwerbstätig-
keit werden vorbehaltlich der Artikel 11 bis 13
nur in dem Staat besteuert, in dessen Gebiet die
persönliche Tätigkeit ausgeübt wird, aus der sie
herrühren.

(2) Natürliche Personen, die ständig oder vor-
wiegend an Bord von Schüfen oder Flugzeugen
eines Unternehmens der See-, Binnenschiffahrt
oder der Luftfahrt eines der beiden Staaten un-
selbständig tätig sind, gelten bei Anwendung der
Bestimmung des Absatzes 1 als in demjenigen
der beiden Staaten erwerbstätig, in dem sich die
tatsächliche Geschäftsleitung des Unternehmens
befindet.

(3) Hält sich eine in einem der beiden Staaten
angestellte Person aus beruflichen Gründen vor-
übergehend, aber jeweils nicht länger als ein Jahr
im Gebiet des anderen Staates auf, so unterliegt
sie in diesem letzteren Staat abweichend von den
Bestimmungen des Absatzes 1 nicht der Steuer
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vom Arbeitseinkommen, selbst wenn diese
Steuer an der Quelle erhoben wird, sofern die
Erwerbstätigkeit für Rechnung eines Arbeit-
gebers ausgeübt wird, der in diesem Staate weder
einen Wohnsitz noch eine Betriebstätte hat.

(4) Vorbehaltlich Artikel 12 werden auf Grund
früherer Dienstleistungen einer unselbständig er-
werbstätigen Person gewährte Ruhegehälter,
Witwen-, Waisenpensionen und andere Bezüge
oder geldwerte Vorteile nur in dem Staat be-
steuert, in dem der Empfänger seinen Wohnsitz
hat.

Artikel 11

(1) Artikel 10 Absatz 1 gilt nicht für Studen-
ten, die in dem einen Staat ihren Wohnsitz haben
und gegen Entgelt bei einem Unternehmen in
dem anderen Staat nicht länger als sechs Monate
während eines Kalenderjahres beschäftigt wer-
den, um die notwendige praktische Ausbildung
zu erhalten (Ferialpraktikanten).

(2) Studierende, Lehrlinge und Praktikanten
eines der beiden Vertragstaaten, die sich im an-
deren Staat nur zu Studien- oder Ausbildungs-
zwecken aufhalten, werden von diesem letzteren
Staat wegen der Bezüge, die sie von Personen
oder von öffentlichen oder privaten Einrichtun-
gen im erstgenannten Staat m Form von Unter-
halts-, Studien- oder Ausbildungsgeldern emp-
fangen, keiner Besteuerung unterworfen.

Artikel 12

(1) Zahlungen, die in Form von Gehältern,
Löhnen oder Pensionen von einem der Vertrag-
staaten oder von einer juristischen Person des
öffentlichen Rechts dieses Staates für gegenwärtige
oder frühere Verwaltungs- oder Militärdienste
geleistet werden, sowie Renten aus der gesetz-
lichen Sozialversicherung sind ausschließlich in
diesem Staat zur Steuer heranzuziehen. Diese
Bestimmung soll jedoch nicht Anwendung fin-
den, wenn diese Zahlungen an Personen geleistet
werden, die im anderen Staat ihren Wohnsitz
haben und die Staatsbürgerschaft dieses Staates
besitzen.

(2) Ob eine juristische Person eine solche des
öffentlichen Rechts sei, wird nach den Gesetzen
des Staates entschieden, in dem sie errichtet ist.

Artikel 13

Professoren und andere Lehrpersonen eines der
beiden Vertragstaaten, die sich in dem Gebiet
des anderen Staates für einen Zeitraum von. höch-
stens zwei Jahren aufhalten, um dor t an einer
Hochschule, einer Mittelschule oder einer son-
stigen Lehranstalt dieses anderen Staates zu
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unterrichten, unterliegen in diesem letzteren
Staat mit den ihnen für diese Lehrtätigkeit zu-
fließenden Vergütungen nicht der Besteuerung.

Artikel 14

(1) Tantiemen, Sitzungsgelder und andere ähn-
liche Vergütungen, die an Mitglieder des Verwal-
tungs- oder Aufsichtsrates von Aktiengesellschaf-
ten, Kommanditaktiengesellschaften, Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung und Genossen-
schaften oder an Geschäftsführer von Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung in dieser
Eigenschaft bezahlt werden, werden nur in dem
Staat besteuert, in dem die auszahlende Gesell-
schaft ihren Wohnsitz im Sinne des Artikels 3
Absatz 5 hat.

(2) Vergütungen, welche die im Absatz 1 be-
zeichneten Personen von der Gesellschaft tatsäch-
lich in anderer Eigenschaft beziehen, werden nach
Artikel 9 oder 10 besteuert.

Artikel 15

(1) Einkünfte aus der Veräußerung oder Ver-
leihung von Lizenzen zur Verwertung von
literarischen, musikalischen und künstlerischen
Urheberrechten, ferner von gewerblichen Schutz-
rechten (Patent-, Marken-, Muster- und Modell-
rechten, einschließlich der Vergütungen aus Film-
verleih, technischen Konstruktionen, technischen
Verfahren oder Erfahrungen, Formeln, Rezepten
und ähnlichen Rechten) werden, vorbehaltlich
Artikel 6, nach Artikel 3 Absatz 1 besteuert.
Dasselbe gilt für das aus solchen Rechten be-
stehende Vermögen.

(2) Übersteigt die Lizenzgebühr den inneren
und üblichen Wert der Rechte, für die sie be-
zahlt wird, dann können die Bestimmungen des
Absatzes 1 nur auf jenen Teil dieser Lizenz-
gebühr angewendet werden, der diesem inneren
und üblichen Wert entspricht.

Artikel 16

(1) Gesellschaften mit Wohnsitz (Sitz) in
Österreich, die in Frankreich eine Betriebstätte
besitzen und dort gemäß Artikel 109-2 des
„Code général des impôts" der Steuer von Ein-
künften aus beweglichem Kapitalvermögen un-
terliegen, entrichten diese Steuer unter den in
dieser Bestimmung vorgesehenen Bedingungen.

Der der französischen Proportionalsteuer tat-
sächlich unterliegende Teilbetrag der Gewinnaus-
schüttung darf jedoch ein Viertel des gemäß
dem vorgenannten Artikel 109-2 steuerpflich-
tigen Einkommens nicht übersteigen; dabei darf
dieses Einkommen selbst nicht höher sein als der
Betrag der von der französischen Betriebstätte
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erzielten gewerblichen und kaufmännischen Ge-
winne, die unter den in den Bestimmungen dieses
Vertrages vorgesehenen Bedingungen für die
Veranlagung der von der Betriebstätte geschul-
deten Steuer von Gewinnen von Gesellschaften
und anderen juristischen Personen (impôt sur les
bénéfices des sociétés et autres personnes mora-
les) in Rechnung gestellt werden.

Vermag jedoch die Gesellschaft gemäß den
zwischen den obersten Verwaltungsbehörden der
beiden Staaten vereinbarten Bedingungen nach-
zuweisen, daß mehr als drei Viertel der Gesamt-
heit ihrer Aktien, ihrer Gründeranteile (Genuß-
scheine) oder ihrer Gesellschaftsanteile in Öster-
reich wohnhaften Personen gehören, so wird der
nach den vorstehenden Bestimmungen der fran-
zösischen Steuer unterliegende Teilbetrag der
Gewinnausschüttung entsprechend herabgesetzt.

(2) Eine Gesellschaft, die ihren Wohnsitz (Sitz)
in Österreich hat, unterliegt in Frankreich wegen
ihrer Beteiligung an der Geschäftsleitung oder
am Kapital oder wegen irgendeiner anderen
Beziehung zu einer Gesellschaft mit Wohnsitz
(Sitz) in Frankreich nicht der Proportionalsteuer
von Einkünften aus beweglichem Kapitalver-
mögen.

Artikel 17

(1) Die Befugnis jedes der beiden Staaten, Ein-
künfte aus beweglichem Kapitalvermögen im
Abzugsweg an der Quelle zu besteuern, wird
vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 nicht dadurch
beschränkt, daß solche Einkünfte der Besteuerung
nur im Staat des Wohnsitzes des Einkommens-
empfängers (Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 4
Absatz 1) unterliegen.

Der Begriff „Einkünfte aus beweglichem Ka-
pitalvermögen" ist in jedem Staat nach seiner
inneren Gesetzgebung auszulegen.

(2) Österreich verpflichtet sich, seine im Ab-
zugsweg an der Quelle erhobenen Steuern von
Einkünften aus beweglichem Kapitalvermögen,
deren Empfänger in Frankreich seinen Wohnsitz
hat, rückzuerstatten, sofern der Einkommens-
empfänger den österreichischen Steuerbehörden
durch. Vermittlung der französischen Steuerbe-
hörden eine Bescheinigung einreicht, welche die
vom Steuerabzug betroffenen Einkünfte bezeich-
net und bestätigt, daß ihr Empfänger in Frank-
reich seinen Wohnsitz hat und daß die in Rede
stehenden Einkünfte den französischen direkten
Steuern unterliegen. Der Rückerstattungsantrag
muß innerhalb der Frist von zwei Jahren gestellt
werden. Diese Frist gilt als eingehalten, wenn der
Antrag bei der zuständigen französischen Be-
hörde innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres eingeht, in dem die der Steuer
unterliegende Leistung zahlbar geworden ist.

(3) Frankreich verzichtet auf jede an der
Quelle erhobene Steuer von Einkünften aus
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beweglichem Kapitalvermögen, deren Empfänger
in Österreich Wohnsitz hat, sofern der Ein-
kommensempfänger seinem in Frankreich wohn-
haften Schuldner eine Bescheinigung einreicht,
welche die vom Steuerabzug betroffenen Ein-
künfte bezeichnet und bestätigt, daß deren Emp-
fänger in Österreich seinen Wohnsitz hat und
daß die in Rede stehenden Einkünfte den öster-
reichischen direkten Steuern unterliegen.

Der Antrag auf Befreiung muß beim Bezug der
steuerpflichtigen Einkünfte gestellt werden. Zahlt
der in Frankreich wohnhafte Schuldner entgegen
den vorstehenden Bestimmungen die in Rede
stehenden Erträgnisse nur unter Abzug der an
der Quelle erhobenen Steuer aus, so kann der
in Österreich wohnhafte Gläubiger die Rücker-
stattung dieser Steuer beanspruchen, indem er
vor Ablauf des auf das Jahr der Zahlung fol-
genden Kalenderjahres bei der zuständigen
französischen Behörde entsprechend Absatz 6
Einspruch erhebt.

(4) Die obersten Verwaltungsbehörden der
beiden Staaten werden sich über das Verfahren
der in den Absätzen 2 und 3 dieses Artikels vor-
gesehenen Entlastung, insbesondere über die
Form der erforderlichen Bescheinigungen und
Anträge, über die Art der beizubringenden Be-
weise sowie über die gegen die mißbräuchliche
Geltendmachung von Entlastungsansprüchen zu
treffenden Maßnahmen verständigen.

(5) Bezüglich der Ansprüche, die nach Ar-
tikel 17 Absätze 2 und 3 den Angehörigen diplo-
matischer oder konsularischer Vertretungen sowie
den internationalen Organisationen, ihren Or-
ganen und Beamten zustehen, sind die folgenden
Regeln anzuwenden:

a) Wer als Angehöriger einer diplomatischen
oder konsularischen Vertretung eines der
beiden Staaten im zweiten Staat oder in
einem anderen als den Vertragstaaten resi-
diert und die Staatsangehörigkeit seines
Entsendestaates besitzt, gilt als in diesem
letzteren Staat wohnhaft, sofern er hier zur
Entrichtung direkter Steuern vom beweg-
lichen Kapitalvermögen oder dessen Ein-
künften, die im anderen Vertragstaat einer
im Abzugsweg an der Quelle erhobenen
Steuer unterliegen, verpflichtet ist.

b) Internationale Organisationen, ihre Organe
und Beamten, sowie das Personal diploma-
tischer oder konsularischer Vertretungen
eines anderen als der Vertragstaaten, die in
einem der beiden Staaten wohnen oder
residieren und dort von der Entrichtung
direkter Steuern von beweglichem Kapital-
vermögen oder dessen Einkünften befreit
sind, haben keinen Anspruch auf Entlastung
von den im anderen Staat im Abzugsweg
an der Quelle erhobenen Steuern.
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(6) Der die Steuer an der Quelle erhebende
Staat räumt den Personen, die davon die Ent-
lastung begehren, die gleichen Rechtsmittel ein
wie seinen eigenen Steuerpflichtigen.

(7) Steht dem Einkommensempfänger bereits
nach der Gesetzgebung des steuererhebenden
Staates ein Anspruch auf Entlastung von den
Quellensteuern zu, so kann die Entlastung nicht
gemäß den Absätzen 2 oder 3 dieses Artikels,
sondern nur nach der inneren Gesetzgebung des
genannten Staates erfolgen.

III. ABSCHNITT

Erbschaftssteuern

Artikel 18

(1) Unbewegliches Vermögen (einschließlich des
Zubehörs sowie des einem land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieb dienenden lebenden und
toten Inventars) ist den Erbschaftssteuern nur in
dem Staat unterworfen, in dem sich dieses Ver-
mögen befindet. Artikel 5 Absätze 2 bis 4 finden
entsprechende Anwendung.

(2) Das in Betrieben von Handel, Industrie und
•Gewerbe jeder Ar t angelegte bewegliche Ver-
mögen unterliegt den Erbschaftssteuern nur in
dem Staat, in dem das Unternehmen eine Be-
triebstätte hat. Die Bestimmungen der Artikel 6
und 7 finden entsprechende Anwendung.

(3) Das in ständigen Einrichtungen angelegte,
der Ausübung eines freien Berufes in einem der
beiden Staaten dienende bewegliche Vermögen
unterliegt den Erbschaftssteuern nur in dem
Staat, in dem sich diese Einrichtungen befinden.

(4) Bewegliches körperliches Vermögen (nicht
inbegriffen Wertpapiere) wird, soweit es nicht
zum beweglichen Vermögen im Sinne der Ab-
sätze 2 und 3 gehört, zu den. Erbschaftssteuern
in dem Staat herangezogen, in dem es sich am
Todestag tatsächlich befindet.

Schiffe und Luftfahrzeuge unterliegen jedoch in
dem Staat der Steuer, in dem sie registriert
worden sind.

Artikel 19

(1) Das nicht nach Artikel 18 zu behandelnde
Nachlaßvermögen unterliegt den Erbschafts-
steuern nur in dem Staat, in dem der Erblasser
im Zeitpunkt seines Todes seinen Wohnsitz
hatte.

(2) Für den Begriff des Wohnsitzes sind die
Bestimmungen des Artikels 3 Absätze 2 bis 4
und 6 maßgeblich.

Artikel 20

(1) Schulden, die in wirtschaftlichem Zusam-
menhang mit den in Artikel 18 bezeichneten Be-
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standteilen des Nachlaßvermögens stehen oder
durch diese sichergestellt sind, werden vorerst
auf diese Vermögensteile angerechnet.

(2) Andere Schulden als die im vorhergehenden
Absatz bezeichneten sind vorerst auf die nach
Artikel 19 zu behandelnden Vermögensteile an-
zurechnen.

(3) Wenn bei der in den beiden vorangehenden
Absätzen vorgesehenen Anrechnung ein unge-
deckter Schuldenrest verbleibt, so wird dieser
von den anderen Vermögenswerten, welche im
gleichen Staat der Erbschaftsbesteuerung unter-
liegen, in Abzug gebracht. Sind in diesem Staat
keine anderen Vermögenswerte, die der Besteue-
rung unterliegen, mehr vorhanden oder ver-
bleibt trotz Abzug ein weiterer Schuldenrest,
dann wird dieser jenen Vermögenswerten zuge-
rechnet, die im anderen Staat der Besteuerung
unterliegen.

Artikel 21

Unbeschadet der Bestimmungen der Artikel 18
bis 20 behält jeder Staat das Recht, die Steuer
von jenen Teilen des Nachlaßvermögens, die
seiner ausschließlichen Besteuerung vorbehalten
sind, nach dem durchschnittlichen Steuersatz zu
bemessen, der anzuwenden wäre, wenn das ge-
samte Nachlaßvermögen nach dessen innerer Ge-
setzgebung zu versteuern wäre.

IV. ABSCHNITT

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 22

(1) Die Steuerbehörden der beiden Vertrag-
staaten werden einander alle Nachrichten über-
mitteln, über die sie verfügen oder die sie er-
langen können, die erforderlich sind, um die An-
wendung der Bestimmungen dieses Abkommens,
die richtige Erhebung der den Gegenstand des
Abkommens bildenden Steuern sowie die Ver-
hinderung von Verkürzungen und Umgehungen
derselben zu sichern.

(2) Alle auf diese Weise ausgetauschten Nach-
richten sind geheimzuhalten und dürfen außer
dem Steuerpflichtigen oder dessen Bevollmächtig-
ten niemand anderem als jenen Personen mitge-
teilt werden, die mit der Festsetzung und Ein-
bringung der in diesem Abkommen angeführten
Steuern sowie mit Rechtsmitteln hinsichtlich
dieser Steuern befaßt sind.

(3) Die Bestimmungen dieses Artikels können
den Steuerbehörden eines der beiden Staaten
nicht die Verpflichtung auferlegen, Nachrichten
zu übermitteln, die entweder ihrem Wesen nach
gemäß seiner eigenen Steuergesetzgebung oder
der des anderen Staates nicht eingeholt werden
können oder zur Annahme berechtigen, daß ihre
Bekanntgabe geeignet wäre, Herstellungsverfah-
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ren zu offenbaren oder zur Verletzung eines
gewerblichen, kaufmännischen oder beruflichen
Geheimnisses oder der öffentlichen Ordnung zu
führen. Diese Bestimmungen können überdies
nicht so aufgefaßt werden, daß sie den Steuer-
behörden eines der beiden Staaten die Verpflich-
tung auferlegen, Handlungen zu setzen, die nicht
seinen Vorschriften oder seiner Verwaltungs-
übung entsprechen würden.

(4) Der Austausch der Nachrichten soll von
Amts wegen oder im Einzelfall über Ersuchen
erfolgen. Die obersten Verwaltungsbehörden der
beiden Staaten werden sich über die Festlegung
einer Aufstellung jener Nachrichten verständigen,
die von Amts wegen erteilt werden.

Artikel 23

(1) Die Vertragstaaten verpflichten sich, einan-
der bei der Einbringung der Steuern, die den
Gegenstand dieses Abkommens bilden, samt den
dazugehörigen Zinsen, Kosten, Zuschlägen und
Steuererhöhungen Hilfe zu leisten.

(2) Der ersuchende Staat hat eine durch die
zuständige Behörde beglaubigte Ausfertigung des
Exekutionstitels beizubringen, in der ausdrück-
lich festgestellt wird, daß die in diesem Titel auf-
scheinenden Beträge, für deren Einbringung das
Einschreiten des anderen Staates begehrt wird,
rechtskräftig festgesetzt und vollstreckbar sind.

(3) Die Exekutionstitel, die gemäß den Bestim-
mungen des Absatzes 2 beigebracht werden, sind
von dem ersuchten Staat gemäß seinen gesetz-
lichen Vorschriften als vollstreckbar zu erklären.
Es wird weiters bestimmt, daß diese Titel nach
der gegenwärtigen österreichischen Gesetzgebung
von den Finanzlandesdirektionen als vollstreck-
bar erklärt werden müssen.

(4) Der ersuchte Staat wird bei der Einbringung
durch seine Finanzbehörden oder gegebenenfalls
durch seine Gerichte nach den Vorschriften vor-
gehen, die für die Einbringung seiner eigenen
gleichartigen Steuerforderungen vorgesehen sind,
wobei jedoch die einzubringenden Steuerforde-
rungen im ersuchten Staat nicht als bevorrech-
tete Forderungen behandelt werden. Der Antrag
auf gerichtliche Vollstreckung wird in der Repu-
blik Österreich von der Finanzprokuratur oder
von dem an ihrer Stelle zuständigen Finanzamt
gestellt.

(5) Die im Absatz 1 dieses. Artikels vorgesehene
Hilfeleistung kann für Steuerforderungen, die
noch nicht rechtskräftig geworden sind, nicht
verlangt werden. Eine Hilfeleistung beschränkt
sich hinsichtlich dieser Forderungen auf die Zu-
stellung einer die Unterbrechung der Verjährung
begründenden Verfügung an den Steuerpflich-
tigen.
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(6) Einwendungen gegen Bestand oder Höhe
der Forderung sind der Entscheidung durch die
zuständige Behörde des ersuchenden Staates vor-
behalten.

(7) Die im Absatz 1 vorgesehene Einbringungs-
hilfe kann verweigert werden, wenn der ersuchte
Staat Grund zur Annahme hat, daß die Hilfe-
leistung geeignet erscheint, seine Souveränitäts-
rechte, seine Sicherheit oder seine wesentlichen
Interessen zu verletzen.

Artikel 24

Die obersten Verwaltungsbehörden der beiden
Staaten werden das Verfahren zur Anwendung
der Bestimmungen der Artikel 22 und 23 einver-
nehmlich regeln.

Artikel 25

(1) Legt ein Steuerpflichtiger dar, daß die Maß-
nahmen der Steuerbehörden in den beiden Staa-
ten für ihn die Wirkung einer Besteuerung
haben, die den Grundsätzen dieses Abkommens
widerspricht, so kann er dagegen beim Staat
seines Wohnsitzes Einspruch erheben. Wird der
Einspruch für begründet erachtet, so hat die
oberste Verwaltungsbehörde dieses Staates, wenn
sie auf ihren eigenen Steueranspruch nicht ver-
zichten will, zu versuchen, mit der obersten Ver-
waltungsbehörde des anderen Staates ein Einver-
nehmen herzustellen, um in billiger Weise eine
Doppelbesteuerung zu vermeiden.

Die Einleitung dieses Verfahrens ist einer-
seits von der Erschöpfung des Rechtsweges durch
den Steuerpflichtigen nicht abhängig und hindert
andererseits den Steuerpflichtigen nicht an der
Geltendmachung der gesetzlichen Rechtsmittel.

Der Steuerpflichtige soll seinen Einspruch in
der Regel innerhalb Jahresfrist nach Ablauf des
Kalenderjahres erheben, in dem er, sei es durch
Zustellung von Steuerbescheiden oder durch Be-
kanntgabe anderer amtlicher Verfügungen,
Kenntnis vom Bestehen einer Doppelbesteuerung
erhalten hat,

(2) Zur Beseitigung von Doppelbesteuerungen
in Fällen, die in diesem Abkommen nicht ge-
regelt sind, sowie auch in Fällen von Schwierig-
keiten oder Zweifeln bei der Auslegung oder
Anwendung dieses Abkommens werden sich die
obersten Verwaltungsbehörden der beiden Staa-
ten verständigen.

(3) Sofern für die Herstellung eines Einver-
nehmens ein mündlicher Meinungsaustausch
zweckmäßig erscheint, wird ein solcher durch eine
Gemischte Kommission, bestehend aus Vertretern
der beiden Staaten, die von den obersten Ver-
waltungsbehörden derselben bestellt werden, er-
folgen.
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Artikel 26

(1) Die Staatsangehörigen (natürliche und juri-
stische Personen) eines der beiden Staaten dürfen
im anderen Staat nicht anderen oder höheren
Steuern unterworfen werden als jenen, welche
von den Staatsangehörigen dieses letzteren
Staates erhoben werden.

(2) Insbesondere genießen die Staatsangehöri-
gen des einen der beiden Staaten, die im Gebiet
des anderen Staates steuerpflichtig sind, unter
den gleichen Bedingungen wie die Staatsange-
hörigen dieses letzteren Staates Steuerbefreiun-
gen, Freibeträge, Absetzungen und Steuerermäßi-
gungen aus Familiengründen.

(3) Im Sinne dieses Artikels erstreckt sich der
Begriff „Steuern" auf alle Steuern oder öffent-
lichen Abgaben ohne Rücksicht auf deren Art,
Bezeichnung oder auf die Behörde, die sie erhebt.

Artikel 27

(1) Dieses Abkommen findet Anwendung:
französischerseits auf das französische Mutter-

land sowie auf die überseeischen Departements
(Guadeloupe, Guyane, Martinique, Réunion);

österreichischerseits auf das Gebiet der Repu-
blik Österreich.

(2) Die Geltung dieses Abkommens kann, mit
den von den beiden Staaten für erforderlich er-
achteten Abänderungen, auf jene Überseegebiete,
deren diplomatische Vertretung von der Franzö-
sischen Republik wahrgenommen wird, unter der
Voraussetzung ausgedehnt werden, daß das be-
treifende Gebiet Steuern erhebt, die ihrem Wesen
nach den im Artikel 1 dieses Abkommens ange-
führten entsprechen.

Die Bedingungen und Modalitäten für die Aus-
dehnung werden im Weg eines diplomatischen
Notenwechsels zwischen den beiden Staaten fest-
gesetzt werden.

(3) Jeder der Vertragstaaten kann nach Ablauf
eines Jahres vom Zeitpunkt des Inkrafttretens
einer entsprechend den Bestimmungen des vor-
stehenden Absatzes bekanntgegebenen Ausdeh-
nung jederzeit durch eine dem anderen Staat
auf diplomatischem Weg zugeleitete Mitteilung
die Anwendung dieses Abkommens für jedes Ge-
biet, auf das dieses Abkommen ausgedehnt
wurde, aufheben. Das Abkommen tritt in dem
bezeichneten Gebiet von dem in der Mitteilung
angeführten Zeitpunkt an außer Kraft.

(4) Soweit die beiden Staaten nicht ausdrücklich
etwas anderes vereinbaren, bewirkt die Kündi-
gung dieses Abkommens gemäß Artikel 29 das
Außerkrafttreten dieses Abkommens in bezug
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auf jedes Gebiet, auf das es unter den im vorlie-
genden Artikel vorgesehenen Voraussetzungen
ausgedehnt sein wird.

Artikel 28

(1) Dieses Abkommen ist in deutscher und
französischer Sprache abgefaßt, wobei beide
Texte in gleicher Weise authentisch sind; es wird
ratifiziert, und die Ratifikationsurkunden werden
baldmöglichst in Paris ausgetauscht werden.

(2) Das Abkommen tri t t mit dem Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft; seine Be-
stimmungen werden erstmals Anwendung finden

1. auf die im Abzugsweg an der Quelle er-
hobenen Steuern von Einkünften aus bewegli-
chem Kapitalvermögen, die nach Ablauf eines
Zeitraumes von drei Monaten, gerechnet vom
Zeitpunkt des Austausches an, ausgezahlt wer-
den;

2. auf Steuern von Nachlässen der Personen,
die nach dem Austausch der Ratifikationsurkun-
den sterben;

3. auf andere Steuern, die für das Jahr des
Austausches der Ratifikationsurkunden erhoben
werden.

Artikel 29

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einem der beiden Vertragstaaten ge-
kündigt worden ist. Jeder Staat kann jedoch
unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist auf
diplomatischem Weg das Abkommen entweder
zur Gänze oder teilweise vom fünften dem der
Ratifikation folgenden Jahr an zum Ende des
Kalenderjahres kündigen.

In diesem Fall wird das Abkommen letztmals
angewendet:

1. auf die im Abzugsweg an der Quelle erho-
benen Steuern von Einkünften aus beweglichem
Kapitalvermögen, die spätestens am 31. Dezem-
ber des Kalenderjahres ausgezahlt werden, zu
dessen Ende die Kündigung erfolgt ist;

2. auf Steuern von Nachlässen der Personen,
die vor Ablauf des Kalenderjahres, zu dessen
Ende die Kündigung erfolgt ist, verstorben sind;

3. auf andere Steuern, die für das Jahr erhoben
werden, zu dessen Ende die Kündigung erfolgt
ist.

Artikel 30

Für Steuern, die für die Zeit bis zur Anwen-
dung der Bestimmungen dieses Abkommens er-
hoben werden, sind die Bestimmungen des am
4. Mai/30. Mai 1951 zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung vereinbarten Gegenseitigkeits-
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Verhältnisses anzuwenden. Die auf Grund dieser
Regelung von dem einen oder anderen Vertrags-
teil gewährten Veranlagungs- oder Zahlungs-
aufschübe werden in eine endgültige Befreiung
von den Steuern, auf die sie sich beziehen, um-
gewandelt.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Staaten dieses Abkommen unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 8. Oktober 1959.

Für die Republik Österreich:

Dr. Josef Stangelberger
Dr. Otto Watzke

Für die Französische Republik:

Etienne de Crouy
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Wien, am 8. Oktober 1959

Herr Sektionschef,

Artikel 27 Absatz 2 des Abkommens vom heu-
tigen Tag sieht vor, daß die Anwendung seiner
Bestimmungen unter den dort vorgesehenen
Voraussetzungen auf „Überseegebiete, deren
diplomatische Vertretung von der Französischen
Republik wahrgenommen wird", ausgedehnt
werden kann. Um jeder Schwierigkeit bezüglich
der Auslegung dieses Wortlautes vorzubeugen,
empfiehlt es sich festzustellen, daß dessen An-
wendung nicht die Absicht der Hohen Vertrag-
schließenden Teile miteinbegreifen sollte, die
Möglichkeit auszuschließen, den Anwendungs-
bereich des Abkommens auf die im Absatz 1 des
Artikels 27 nicht genannten französischen De-
partements, auf die Überseegebiete der Französi-
schen Republik und auf die Mitgliedstaaten der
„Communauté" auszudehnen.

Ich wäre Ihnen verbunden, wenn Sie mir Ihre
Zustimmung zu diesem Punkt bestätigen würden.

Genehmigen Sie, Herr Sektionschef, den Aus-
druck meiner

vorzüglichen Hochachtung

Etienne de Crouy

Herrn
Dr. Josef S t a n g e l b e r g e r ,
Sektionschef im Bundesministerium
für Finanzen

Wien, am 8. Oktober 1959

Herr Botschafter,

Mit Schreiben vom heutigen Tag haben Sie
mir folgendes zur Kenntnis gebracht:

„Artikel 27 Absatz 2 des Abkommens vom
heutigen Tag sieht vor, daß die Anwendung
seiner Bestimmungen unter den dort vorge-
sehenen Voraussetzungen auf ,Überseegebiete,
deren diplomatische Vertretung von der Fran-
zösischen Republik wahrgenommen wird'
ausgedehnt werden kann. Um jeder Schwierig-
keit bezüglich der Auslegung dieses Wortlautes
vorzubeugen, empfiehlt es sich festzustellen,
daß dessen Anwendung nicht die Absicht der
Hohen Vertragschließenden Teile miteinbegrei-
fen sollte, die Möglichkeit auszuschließen, den
Anwendungsbereich des Abkommens auf die
im Absatz 1 des Artikels 27 nicht genannten
französischen Departements, auf die Über-
seegebiete der Französischen Republik und auf
die Mitgliedstaaten der ,Communauté' auszu-
dehnen.
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Ich wäre Ihnen verbunden, wenn Sie mir
Ihre Zustimmung zu diesem Punkt bestätigen
würden."

Ich beehre mich, Ihnen zur Kenntnis zu brin-
gen, daß ich mit dem Inhalt der obigen Mit-
teilung einverstanden bin.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Aus-
druck meiner

vorzüglichen Hochachtung

Dr. Josef Stangelberger

Seiner Exzellenz
Herrn Etienne de C r o u y - C h a n e l ,
Botschafter der Französischen Republik

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zur Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 16. Juli 1960.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler :

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Heilingsetzer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Der Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgte am 14. September 1961.

Gorbach
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2 4 7 . Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der
Regierung des Großherzogtums Luxemburg über die Abänderung des Abkommens
zwischen der österreichischen Bundesregierung und der Regierung des Großherzogtums
Luxemburg, betreffend die Aufhebung des Paßzwanges zwischen Österreich und Luxem-
burg, vom 13. November 1957, BGBl. Nr. 10/1958, in der Fassung des Zusatzabkommens

vom 20. Juni 1959, BGBl. Nr. 130/1960.

(Übersetzung.)
MINISTERIUM

FÜR AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
T.O. 3

Luxemburg, am 8. Juli 1960

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die luxemburgische Regierung bereit ist,
das Abkommen, betreffend die Aufhebung des
Paßzwanges zwischen Luxemburg und Oster-
reich, vom 13. November 1957, welches durch
ein Zusatzabkommen vom 20. Juni 1959 ergänzt
wurde, folgendermaßen abzuändern:

Artikel 1.

Artikel 1 Absatz 3 hätte zu lauten:

„Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehene
Befreiung vom Paß- und Sichtvermerkszwang
erstreckt sich nicht auf luxemburgische Staats-
bürger, die sich in der Absicht nach Österreich
begeben, sich dort ununterbrochen länger als
drei Monate aufzuhalten."

Artikel 2.

Artikel 2 Absatz 3 hätte zu lauten:

„Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehene
Befreiung vom Paß- und Sichtvermerkszwang
erstreckt sich nicht auf österreichische Staats-
bürger, die sich in der Absicht nach Luxemburg
begeben, sich dort ununterbrochen länger als
drei Monate aufzuhalten."

Artikel 3.

Artikel 4 hätte zu lauten:

„Durch die Bestimmungen des gegenständlichen
Abkommens werden die den Aufenthalt und die
Arbeitsaufnahme von Ausländern betreffenden
gesetzlichen Vorschriften nicht berührt."

Artikel 4.

Das vorliegende Zusatzabkommen soll am
15. Juli 1960 in Kraft treten. Für die Dauer der
Gültigkeit dieses Zusatzabkommens gelten die
gleichen Bedingungen wie die des Abkommens
vom 13. November 1957.

Wenn die österreichische Bundesregierung mit
den vorstehenden Bestimmungen einverstanden
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ist, sollen die vorliegende Note und die Antwort-
note, die Eure Exzellenz mir gleichlautend geben
wolle, als Abänderung des Abkommens über die
Aufhebung des Paßzwanges zwischen Luxemburg
und Österreich, welches durch Notenwechsel vom
13. November 1957 abgeschlossen und durch
Notenwechsel vom 20. Juni 1959 ergänzt worden
ist, gelten.

Ich benütze die Gelegenheit, um Eurer Exzel-
lenz den Ausdruck meiner ausgezeichneten und
besonderen Hochachtung zu erneuern.

Der Minister für Auswärtige Angelegenheiten a. i.:
Werner m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Ernst L e m b e r g e r
ao. und bev. Botschafter der Republik Österreich
Brüsse l

ÖSTERREICHISCHE GESANDTSCHAFT

Brüssel, am 15. September 1960

Euer Exzellenz!

Ich beehre mich, den Empfang der Note Eurer
Exzellenz vom 8. Juli 1960, die folgenden Wort-
laut hat, zu bestätigen:

„Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die luxemburgische Regierung bereit ist, das
Abkommen, betreffend die Aufhebung des Paß-
zwanges zwischen Luxemburg und Österreich,
vom 13. November 1957, welches durch ein
Zusatzabkommen vom 20. Juni 1959 ergänzt
wurde, folgendermaßen abzuändern:

Artikel 1.

Artikel 1 Absatz 3 hätte zu lauten:
„Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehene

Befreiung vom Paß- und Sichtvermerkszwang
erstreckt sich nicht auf luxemburgische Staats-
bürger, die sich in der Absicht nach Österreich
begeben, sie dort ununterbrochen länger als
drei Monate aufzuhalten."

Artikel 2.

Artikel 2 Absatz 3 hätte zu lauten:

„Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehene
Befreiung vom Paß- und Sichtvermerkszwang
erstreckt sich nicht auf österreichische Staats-
bürger, die sich in der Absicht nach Luxemburg
begeben, sich dort ununterbrochen länger als
drei Monate aufzuhalten."

Artikel i.

Artikel 4 hätte zu lauten:
„Durch die Bestimmungen des gegenständlichen

Abkommens werden die den Aufenthalt und die
Arbeitsaufnahme von Ausländern betreffenden
gesetzlichen Vorschriften nicht berührt."

Artikel 4.

Das vorliegende Zusatzabkommen* soll am
15. Juli 1960 in Kraft treten. Für die Dauer der
Gültigkeit dieses Zusatzabkommens gelten die
gleichen Bedingungen wie die des Abkommens
vom 13. November 1957.

Wenn die österreichische Bundesregierung mit
den vorstehenden Bestimmungen einverstanden
ist, sollen die vorliegende Note und die Anwort-
note, die Eure Exzellenz mir gleichlautend geben
wollen, als Abänderung des Abkommens über
die Aufhebung des Paßzwanges zwischen Luxem-
burg und Österreich, welches durch Notenwechsel
vom 13. November 1957 abgeschlossen und
durch Notenwechsel vom 20. Juni 1959 ergänzt
worden ist, gelten."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz das Einver-
ständnis der österreichischen Bundesregierung
über die vorstehenden Ausführungen anzuzeigen.

Ich benütze diese Gelegenheit, um Eurer Exzel-
lenz die Versicherung meiner ausgezeichneten
Hochachtung zu erneuern.

Lemberger m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Eugène Schaus
Minister für Auswärtige Angelegenheiten
L u x e m b o u r g

Gorbach



1290


